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»Es ist verkehrt, Ungleichen 
Gleichheit zu geben« 
Der Alldeutsche Verband und das Frauenwahlrecht 
»Es ist verkehrt, Ungleichen Gleichheit 
zu geben: 
den Frauen und Männern, 
den Jungen und Alten, 
den Schwachen und den Starken, 
den Nichtbesitzenden und den Besitzenden, 
den Dummen und den Klugen, 
den Fleißigen und den Faulen, 
RAINER HERING 
den Volksgenossen und den Angehörigen 
fremder Nationen, 
So ist es kein Wunder, dass der Alldeutsche 
Verband eine wesentliche organisatorische 
und ideologische Konstante der >Völkischen 
Bewegung< vom Kaiserreich bis zum >Dritten 
Reich< darstellte. Zugleich bildete er ein wich-
tiges Verbindungsstück zwischen dem Natio-
nalismus des Kaiserreiches, der >Völkischen 
Bewegung< und den Nationalsozialisten. Er 
trug entscheidend zur Verbreitung und ge-
sellschaftlichen Akzeptanz antisemitischer, 
rassistischer und völkisch-nationalistischer 
Anschauungen bei und prägte das national-
sozialistische Ideologiekonglomerat. Der 
Alldeutsche Verband war wohl der wirkungs-
mächtigste Vertreter des Honoratior~nna­
tionalismus (>Alter Nationalismus<), der über 
fast fünfzig Jahre und zwei historische Zä-
suren der deutschen Geschichte hinweg im 
Bildungsbürgertum sehr einflussreich war. 
Zugleich war der Verband offen für den >neu-
en< radikalen Nationalismus und trug zu sei-
ner Verbreitung nachhaltig bei. Dem Alldeut-
schen Verband kam somit eine »Scharnier-
funktion« zwischen beiden Formen des Na-
tionalismus zu.3 
„ 
den Weißen, Gelben, Roten und 
Schwarzen.« 1 
So charakterisierte der Düsseldorfer Gymna-
sialprofessor Heinrich Wolf (1858-1942) in 
seinem erstmals 1910 publizierten und immer 
wieder neu aufgelegten Buch »Angewandte 
Geschichte. Eine Erziehung zu politischem 
Denken und Wollen« im Kapitel Geschichts-
lügen und Irrtümer das Reichstagswahlrecht. 
Wolf war Vorstandsmitglied des 1890/91 aus 
Anlass des Helgoland-Sansibar-Vertrages 
gegründeten und 1939 aufgelösten Alldeut-
sehen Verbandes, der einer der einfluss-
reichsten Agitationsverbände im Kaiserreich 
und in der Weimarer Republik war. Auch wenn 
er zahlenmäßig nicht über 50.000 Mitglieder 
hinaus kam, so konnte er doch durch die hohe 
gesellschaftliche Stellung und die berufliche 
Wirksamkeit seiner Mitglieder aus dem Bil-
dungs- und Besitzbürgertum - Professoren, 
Oberlehrer, Pastoren, Juristen, Mediziner - als 
Multiplikatoren weit in die deutsche Gesell-
schaft, insbesondere in die Politik, hinein-
wirken. Außerdem gehörten ihm andere Ver-
einigungen als korporative Mitglieder an, 
die über 150.000 Angehörige umfassten. 
Dem Alldeutschen Verband kam im kom-
munikativen Geflecht rechtsextremer Organi-
sationen vo.n 1890 bis weit ins 20. Jahrhun-
dert hinein eine zentrale Rolle zu, da er im Hin-
tergrund Einfluss auf die Bürokratie und die 
Staatspolitik ausübte.2 
Um diesen Verband bestand ein dichtes 
Netz institutioneller und personeller Verflech-
tungen. Er war ein Prototyp für die enge Ver-
bindung von Nationalismus, Antisemitismu_s, 
Antifeminismus, Antiparlamen.tarismus und 
Antislavismus. Diese Einstellungen resultie-
ren aus einer Ablehnung der emanzipatori-
schen Elemente und Folgen der Modeme und 
~aren auch Teil einer fundamentalen Kris~ vor 
allem männlicher deutscher bildungsbürger-
licher Identitäten. Ziel der alldeutschen Dis-
kurse war die (Re-)Stabilisierung der infrage 
gestellten gesellschaftlichen und politischen 
Vorrangstellung des Bildungsbürgertums und 
der männlichen Machtposition in Familie und 
Gesellschaft. Dies sollte durch den Rückgriff 
auf vormoderne, autokratische Herrschafts-
formen erfolgen. 
Die alldeutsche Nation 
Für das Selbstverständnis der politischen Kul-
tur und der inneren Ausgestaltung eines Staa-
tes ist das Nationsverständnis von zentraler 
Bedeutung. Die Alldeutschen prägten das 
Konstrukt einer deutschen Nation, in dem sie 
nicht nur die äußeren Grenzen eines erstreb-
ten Alldeutschlands definierten (einheitliches 
Wirtschaftsgebiet in Mitteleuropa und ein er-
weitertes Kolonialreich), sondern auch, wer 
innerhalb des Gebietes dazugehörte und wer 
als >Reichsfeind< hinausgedrängt bzw. nur in 
einem Sonderstatus mit deutlich eingeschränk-
ten Rechten akzeptiert wurde. Ausgegrenzt 
wurden an erster Stelle Frauen, Juden und 
Angehörige anderer Rassen - vor allem Farbi-
ge - sowie Kommunisten, Sozialdemokraten, 
Demokraten, Katholiken und die nationalen 
und regionalen Minderheiten (Polen, Elsässer, 
Dänen, Welfen), die sich nicht dem alldeutschen 
nationalen Zentralismus, unterwarfen sondern 
ihre eigene Identität bewahrt wisse~ wollten. 
Zugleich wurde von den Alldeutschen festge-
stellt, wer innerhalb des Reiches Einfluss ha-
ben sollte, nämlich die Vertreter des Bildungs-
und Besitzbürgertums, die die soziale Basis des 
Verbandes bildeten. Geschlecht, Einkommens-
höhe, Besitzgröße, Bildungsstand und gesell-
schaftlicher Einfluss waren die Kriterien, die 
gegen eine Gleichwertigkeit und -berechtigung 
aller Menschen gestellt wurden. 
Nach 1919 radikalisierten sich die all-
deutschen Staatsvorstellungen, deren Grund-
lage nunmehr offen rassistisch-antisemitisch 
geprägt waren. Der Begriff >national< wurde 
durch >völkisch< ersetzt. Ziel war letztlich eine 
völkische Diktatur, die u.a. in der Wiederein-
f~hrung der Monarchie oder in der Berufung 
eines dem Alldeutschen Verband geeignet 
erscheinenden Führers vorgestellt wurde. 
Nach außen gerechtfertigt wurde dieses Ziel 
mit der angestrebten >Wiedergeburt< des deut-
schen Volkes nach dem verlorenen Ersten 
Weltkrieg. Diese Ideologie sollte zugleich zu-
sammen mit der >Dolchstoßlegende< dazu bei-
tragen, die trotz der hohen Opfer der Bevöl-
kerung erfolgte vollständige Niederlage zu 
Verkraften und sich auf eine Revision des 
Versailler Vertrages sowie eine Beendigung 
der demokratischen Republik zu konzentrie-
ren und diesem Zweck alle Mittel als geeignet 
erscheinen zu lassen. Die angemessene >ras-
sische< Zusammensetzung der deutschen 
Bevölkerung und eine entsprechende Erzie-
h~ng zum völkischen Bewusstsein galten als 
wic~tiger Schritt für die innere Erneuerung.4 
Zwei Entwürfe waren im Alldeutschen Ver-
band in diesem Zeitraum entscheidend: Der 
Verbandsvorsitzende Heinrich Claß forderte 
die >reine Diktatur<, während der Verbands-
geschäftsführer Leopold von Vietinghoff-
Scheel (1868-1946) einen sehr komplexen Auf-
~au eines völkischen Staates vorschlug, der 
Uber den politischen Raum hinaus auch das 
Wirtschaftsleben bestimmen sollte.s 
Der Verband versuchte, seine Vorstellungen 
durch die Beeinflussung der Exekutive in der 
politischen Realität umzusetzen, wobei pha-
senweise, vor allem zu Beginn der Weimarer 
Republik, auch politische Gewalt, Mordan-
schläge und ein Staatsstreich nicht ausge-
schlossen wurden. Der Deutschvölkische 
Schutz- und Trutzbund, ein Tochterverband 
des Alldeutschen Verbandes mit dem Ziel der 
Verbreitung des Antisemitismus, war in die 
Vorbereitung und Ausführung der Ermordung 
des Reichsaußenministers Walther Rathenau 
(1867-1922) verwickelt und wurde deswegen 
aufgelöst. 6 Erst nachdem deutlich wurde, dass 
dieses radikale Vorgehen keine breite Akzep-
tanz fand und die Erfolgsaussichten nur sehr 
gering waren, fügte sich der Alldeutsche Ver-
band äußerlich in die Weimarer Republik, ohne 
jedoch ihre ideologische Bekämpfung auch 
nur minimal zurückzustellen. 
Während des >Dritten Reiches< wurden 
die alldeutschen Vorstellungen weitgehend 
und sehr radikal umgesetzt, nun allerdings 
von einer jüngeren und weitaus brutaleren 
Gruppe, den Nationalsozialisten, für die der 
Verband eine nicht mehr zeitgemäße Vereini-
gung alter Herren und ideologisch nicht rück-
haltlos verlässlich war. Die von der Verbands-
führung angestrebten Machtpositionen blie-
ben ihr - abgesehen von einigen Monaten im 
Jahr 1933 - vorenthalten, ihr gesellschaftli-
cher Einfluss war aber schon vor der Macht-
übertragung an die Nationalsozialisten deut-
lieh verringert. Zudem fehlte der Nachwuchs 
völlig, da die nationalsozialistischen Organi-
sationen attraktiver und erfolgversprechen-
der waren. Trotzdem ist zu betonen, dass die 
Alldeutschen den Boden mitbereitet hatten, 
auf dem die Nationalsozialisten Akzeptanz, 
gerade im Bürgertum, fanden. 
Die alldeutschen Vorstellungen zum Ge-
schlechterverhältnis und zum Wahlrecht 
Am Beispiel dieser einflussreichen Organisa-
tion sollen die Einschätzung des Fraueftwahl-
rechtes und seine Vorstellungen zur Rolle der 
Frau zwischen wilhelminischer und national-
sozialistischer Gesellschaft dargestellt wer-
Eine Mischung aus 
französischer Marianne 
und Juden (mit 
Pejeslocken} erdolcht 






den. Dabei werden Konstanten und Verände-
rungen sichtbar. Auch wenn dieser Verband 
die politische Praxis in Deutschland nicht di-
rekt als Teil der Exekutive beeinflusste, so 
waren doch seine innenpolitischen Vorstel-
lungen einer deutschen Nation und die von 
ihm vermittelten Geschlechterbilder für das 
Denken und Handeln seiner Mitglieder prä-
gend, die durch ihre beruflichen Funktionen 
als Multiplikatoren gesellschaftlicher und po-
litischer Wertvorstellungen weit in die deut-
sche Gesellschaft hineinwirkten. Gerade die-
se indirekte Form der Wirkung der Meinungs-
bildung darf in ihrer Bedeutung nicht unter-
schätzt werden. 
Der Alldeutsche Verband kritisierte im 
Deutschen Kaiserreich und auch noch in der 
Weimarer Republik das demokratische Reichs-
tagswahlrecht heftig und entwickelte ver-
schiedene Alternativmodelle der politischen 
Partizipationsmöglichkeiten. Der Auseinan-
dersetzung mit dem Wahlrecht kam eine be-
sondere Bedeutung zu, da die Frage der poli-
tischen Repräsentation und des Staatsauf-
baues ein wesentliches Element der Konstruk-
tion der deutschen Nation im alldeutschen 
Sinne darstellte. Während die Konzeption des 
Münchner Handelsschullehrers Professor 
Johannes Unold (1860-1935) von 1897 auf ein 
berufsständisches Parlament hinzielte - des-
sen Mandate nach einem festen Schema be-
stimmten Berufsgruppen zur Wahl zugeordnet 
wurden7 -, plädierte der langjährige Verbands-
vorsitzende, der Rechtsanwalt und Publizist 
Heinrich Claß (1868-1953), 1912 für ein Klas-
sen- oder Mehrstimmenwahlrecht, durch das 
finanzkräftige und >gebildete< Personen erheb-
lich mehr Einfluss erlangen sollten. Sein An-
satz war deutlich moderner und orientierte sich 
in erster Linie am bürgerlichen Eigentums-
begriff. 8 Ein allgemeines Frauenwahlrecht 
wurde vom Verband immer massiv abgelehnt. 
Die Alldeutschen stellten mit diesen Ge-
danken keine Ausnahme im politischen Den-
ken ihrer Zeit dar, höchstens in der Schärfe 
'ihrer Formulierungen nahmen sie eine Sonder-
stellung ein. 
In den Augen der Alldeutschen hatten 
Frauen eine dem Mann untergeordnete Posi-
tion inne. Im Verbandsleben spielten sie im 
Kaiserreich keine aktive Rolle; zu einigen Ver-
anstaltungen wurde ihnen der Zutritt gestat-
tet, bei den ausschließlich von Männern be-
suchten >Commersen< tauchten sie nur ab und 
zu in Trinksprüchen auf. In den dort gesun-
genen Liedern wurde das alldeutsche Frauen-
bild tradiert: Frauen wurde ihr Platz in Haus-
halt und Familie zugewiesen, wo der weibli-
che Geist die Voraussetzungen für seine eige-
ne freie Entfaltung fände. Ihnen wurden ent-
sprechend der bürgerlichen Vorstellung vom 
weiblichen Geschlechtscharakter Eigenschaf-
ten wie Wärme, Güte, Treue, Liebe, Geduld 
und Reinheit zugeschrieben. Es sei daher ihre 
Aufgabe, den Ehegatten zu unterstützen, die 
deutsche Jugend zu erziehen und die deut-
sche Häuslichkeit zu bewahren. Sparsamkeit 
galt als eine zentrale Tugend: »die wahre 
Vornehmheit zeigt sich wieder in der 
Schlichtheit« - Luxus und Moden wurden 
abgelehnt. 9 
Neben der faktischen Hausarbeit sollten 
Frauen auch eine (politisch-) moralische Auf-
gabe erfüllen: Sie hätten die Pflicht, »ihr Haus 
heilig und rein zu halten von allen Einflüssen 
der Zersetzung, und zwischen sich und allem 
Unreinen eine schärfste Grenze zu ziehen; kein 
Buch, keine Zeitung komme ins Haus, die 
Ansteckung bringen können, kein Gast wer-
de geduldet, der nicht unantastbar ist, keine 
Gesellschaft werde anerkannt, wo nicht der 
Geist der sittlichen Reinlichkeit herrscht.« Als 
Vorbild solle die Frau gerade auch auf die Min-
derbegüterten und Armen wirken, sie solle 
»das entartete Leben der Gesellschaft wieder 
gesund« machen und den Weg zur »inneren 
Wahrheit« bahnen. 10 Frauen erhielten die Auf-
gabe und somit auch die Verantwortung, das 
durch die Modernisierung, insbesondere die 
Industrialisierung, veränderte gesellschaftliche 
Gefüge wieder in Ordnung zu bringen und 
neue, insbesondere großstädtische Lebensfor-
men zurückzudrängen. 
Diesem Gedankenaufbau folgend sollten 
sich Frauen aus dem politischen Leben fern-
halten und ihre Erfüllung im Bereich des Haus-
halts und der Kindererziehung finden. Typi-
sche Frauenberufe waren für die Alldeutschen 
Krankenpflegerin, Lehrerin, Kontoristin, Haus-
angestellte; als die den Frauen zugeschriebe-
nen Merkmale galten »die weiblichen päda-
gogischen Fähigkeiten, die weibliche Ge-
duld und Liebe« .11 Dabei war die Frau die Ge-
hilfin des Mannes, ihm unterlegen und unter-
geordnet. Auf keinen Fall sollten Frauen - so 
Heinrich Claß - Berufe ergreifen, die von Män-
nern ausgeübt wurden: »solche Konkurrenz 
muß die wirtschaftliche Lage der Männer ver-
schlechtern und würde die Zahl der unver-
sorgten Frauen weiter vergrößern.« Hier 
sprach der Verbandsvorsitzende die männliche 
Angst vor zusätzlicher Konkurrenz durch Frau-
en deutlich aus. Erwünscht, ja geradezu erfor-
derlich sei dagegen die unbezahlte weibliche 
Arbeit im Bereich der Volkswohlfahrt. Nur im 
Bereich der nicht entlohnten oder unterbezahl-
ten Tätigkeiten sollten Frauen ein weites, un-
eingeschränktes Betätigungsfeld finden. 12 
Heinrich Claß bestritt Frauen grundsätz-
lich das Recht, sich politisch zu engagieren, 
l!nabhängig von den konkreten inhaltlichen 
Zielen. Wörtlich schrieb er, »daß die politi-
schen Bestrebungen der Frauen nicht als 
berechtigt und nützlich angesehen werden 
können«, weil diese ihrer Natur widerspre-
che. Wie schon bei der Auseinandersetzung 
um das gleiche und allgemeine Wahlrecht, 
wies er die Rousseausche Lehre von der 
Gleichheit aller Menschen zurück und beton-
te - biologistisch argumentierend - die an-
geblich in der Natur wurzelnden unterschied-
lichen Aufgaben von Männern und Frauen. 
Frauen könnten sich übt;"r Politik informieren, 
um »an den Sorgen ihrer Männer und Söh-
ne« teilzunehmen. Mehr sei - auch für patrio-
tische Frauen, die ihre »Kinder zu guten Deut-
schen erziehen« wollen - nicht erforderlich, 
denn die Stärke der Frau sei ihr Instinkt. Es 
genüge, wenn sie ihr Vaterland liebe.13 
Die politische Frauenbewegung lehnte 
Claß ab, »weil unbestreitbar in ihr selbst die 
Jüdinnen eine führende Rolle spielten, weil 
die ganze sozialdemokratische und radika-
le Presse sie publizistisch vertrat«. In sei-
nem Sinne konservativ und national ausge-
richteten Frauenvereinigungen gestand er 
aber Unterstützung bei der »Lösung der so-
zialen Frauenfrage« zu, sofern sie keine recht-
lichen Forderungen stellen würden. Für ihn 
war klar: »politisch darf es eine Frauenfrage 
nicht geben.«14 Mit zunehmender Akzeptanz 
von Rassegedanken im Alldeutschen Verband 
Wurde die Frauenbewegung insgesamt als 
verantwortlich für den Geburtenrückgang 
angegriffen.1s Hier war die Verbindung von 
Antifeminismus und Antisemitismus deutlich 
zu erkennen, die im Jahr 1912 kulminierte: Zeit-
gleich zur Gründung des Deutschen Bundes 
zur Bekämpfung der Frauenemanzipation, dem 
viele Alldeutsche angehörten, veröffentlich-
te Heinrich Claß nach den Erfolgen der SPD 
bei den Reichstagswahlen sein einflussrei-
ches, antisemitisches und antifeministisches 
Buch »Wenn ich der Kaiser wär«, das nicht 
nur politisch eine hierarchisch gegliederte 
Herrschaftsstruktur propagierte. 16 
Der Alldeutsche Verband wandte sich also 
gegen eine Politisierung der Frauen und trat 
statt dessen für eine Nationalisierung ein, was 
bedeutete, »sie [die Frauen; R.H.] die Pflich-
ten und Aufgaben gegen das Vaterland, ge-
gen das große Ganze schlechthin und los-
gelöst von jedem Parteigezänk sehen zu leh-
ren. « 17 Damit verbunden war eine negative 
H:altung zum Frauenwahlrecht, »Männer be-
deuten im Staatsleben alles«, schrieb Claß 
zuspitzend.1s 
Daher ist es überraschend, dass Johannes 
Unold 1897 in seiner Staatskonzeption den 
wirtschaftlich selbstständigen Frauen zuge-
stand, zusätzlich zu den 525 Vertretern der 
männlichen Bevölkerung »eine beliebige 
Anzahl von Vertretern oder Vertreterinnen« 
in den Reichstag zu entsenden. Eine Ausdeh-
nung des Wahlrechts auf alle Frauen aber 
lehnte er kategorisch ab, da das »[„.] die 
Gefahr der Massenherrschaft beträchtlich 
erhöhen und die Leitung der nationalen An-
gelegenheiten ganz und gar der großen Mehr-
zahl der Unwissenden und Unselbständigen 
ausliefern {würde], ja die Frauen selbst wür-
den in Unterordnung unter die bestehenden 
konfessionellen oder politischen Parteien 
geraten.« 19 Die fehlenden politischen Rechte 
der Frauen wurden durch die propagierte Ideo-
logie des Alldeutschen Verbandes sogar als 
Privileg umgedeutet. 
Diese Begründung ist eindeutig als Vor-
wand zu verstehen, hinter dem als Ziel die 
Sicherung der männlichen Machtposition in 
Familie und Gesellschaft - durch geringere 
Rechte für die Frauen - vermutet werden kann. 
Wiederum radikaler beurteilte Heinrich 
Claß 1912 die Forderung des Frauenwahl-
rechts, die seiner Meinung nach von den So-
zialdemokraten und bürgerlichen Radikalen, 
in der Hauptsache von Juden und Jüdinnen, 
gestellt werde. Durch die Einführung des Frau-
enwahlrechts würden sich - so Claß - die 
Frauen selbst politisch entrechten und auch 
die politische Stellung ihrer männlichen An-
gehörigen unheilbar verschlechtern. In die-
ser Argumentation, die der von Unold ähn-
lich ist, wird deutlich, dass die Ablehnung 
des Frauenwahlrechts auch bei Claß aus der 
Sorge vor einem männlichen Machtverlust re-
sultierte. 20 
Die Ablehnung des Frauenwahlrechts 
wurde vom Alldeutschen Verband auch wäh-
rend der Weimarer Republik vertreten, zu ei-
ner Zeit also, in der das Frauenwahlrecht zur 
Realität geworden war. Im Januar 1919 - kurz 
vor der ersten Wahl mit Beteiligung der Frau-
en - sah Philipp Stauff ( 1876-1923) in der Poli-
r=·· ~ 
Die Aufgabe der Frau: 
Die Erziehung der 
Kinder zu guten 
Deutschen. 
tisierung der Frau ein »Verderben« . Naturge-
mäß sei die Familie der Wirkungsbereich der 
Frau, dort habe sie die ihr eigene Aufgabe, 
ihre »Sorge und Arbeitspflicht für Staat und 
Volk«, sie solle den Nachwuchs »mit der Er-
kenntnis rassisch-völkischer Werthaftig-
keiten erfüllen«. Die wirkliche Frauenbewe-
gung sollte »die deutsche Frau zur bewuß-
ten Mitschöpferin am Heilsgeschick unseres 
Volkes machen«. 21 Frauen oblag die Siche-
rung der biologischen Fortexistenz des deut-
schen Volkes . Das Bild der Frau als Mutter 
und - nach 1918 - als Retterin des Volkes 
wurde verbunden mit der Ideologie der deut-
schen »Wiedergeburt«. 22 
Leopold von Vietinghoff-Scheel ging in 
seinem 1924 publizierten Entwurf eines »völ-
»Hier wird die aufklären- kischen Staates« davon aus, dass das Frau-
de, heilende, verhin-
dernde Arbeit der 
deutschen Frau ein 
dankbares Feld finden; 
Ehre denen, die sich als 
Helferinnen in dieser 
Liebesarbeit schon 
bewährt haben -
willkommen, die dazu 
bereit sind .« 
Heinrich Claß, 1912 
Die Forderung des 




Heinrich Cloß, 1912 
enwahlrecht »in politischen Dingen der deut-
schen Eigenart nicht entspricht« und es ne-
gative Konsequenzen, die er nicht näher be-
nannte, haben würde.23 In seiner neun Jahre 
später vorgelegten, wesentlich ausführliche-
ren Darlegung »Wesen und Aufbau des völ-
kischen Staates« gestand er Frauen auf kom-
munaler Ebene das Wahlrecht zu, denn »die 
Mitwirkung der Frau auf kulturellem Gebiet 
ist unbedingt nötig, und die Heimatordnung 
ist ja ein Teil des Unterbaues der deutschen 
Kulturordnung «. Auf Reichsebene aber dif-
ferenzierte er zwischen aktivem und passivem 
Wahlrecht der Frauen. Frauen sollten kein 
aktives Wahlrecht haben, da rein politische 
Fragen - insbesondere die Außenpolitik und 
»Wehrfragen« - »Männersache« bleiben soll-
ten. An den Frauen betreffenden Bereichen 
Gesellschafts-, Wirtschafts- und Rechtsord-
nung dürften sie nicht über das Wahlrecht 
mitwirken. Vielmehr würden diese Interessen 
nur durch die im Reichstag sitzenden Perso-
nen vertreten, da sie die gesamtpolitischen 
und gesetzgeberischen Entscheidungen trä-
fen. Daher sollte die »Wahlfähigkeit« der Frau-
en bestehen bleiben, da es Frauen gäbe, die 
auch politisch hochbefähigt wären, und er auf 
·tlie Mitwirkung von Frauen bei der Gesetzge-
bung nicht verzichten wolle. 24 Dass in dieser 
Argumentation sich die bereits geschilderten 
Vorurteile gegenüber Frauen wieder finden und 
sie in sich nicht logisch ist - Frauen sind auch 
durch Außen- und Verteidigungspolitik betrof-
fen -, muss nicht eigens betont werden. 
In der Argumentation des Alldeutschen 
Verbandes lassen sich folgende unausge-
sprochene Prämissen ausmachen: 
. - Frauen würden sozialistisch wählen; 
- Frauen seien weniger gebildet als Männer; 
- Frauen sollten nichts mit Politik zu tun ha-
ben, weil sie naturgemäß nicht dafür ge-
eignet seien; 
- Frauen könnten für Männer eine Konkur-
renz darstellen. 
Die alldeutschen Gründe für die Ablehnung 
des Frauenwahlrechts können als Vorwand 
entlarvt werden, um die Machtposition der 
Männer in Politik und Gesellschaft zu sichern 
und Frauen als befürchtete Konkurrentinnen 
um Arbeitsplätze und Einfluss auszuschalten. 
Die vom Verband vertretenen antifeminis-
tischen Positionen können aber nicht nur auf 
eine wirtschaftliche Konkurrenzsituation re-
duziert werden. Vielmehr standen eine tiefe 
Krise männlicher Identitäten und erhebliche 
Vorbehalte gegenüber der Modeme dahinter. 
Insofern kann die Attraktivität alldeutscher, 
völkischer und - seit den zwanziger Jahren -
nationalsozialistischer Konzepte gerade auch 
in der Stabilisierung der einst unhinterfragt 
dominanten männlichen Geschlechtsidentität 
in einer Zeit großer Verunsicherung und 
schneller Veränderungen verstanden werden. 
In diesem Zusammenhang ist ebenso die 
hohe Akzeptanz antisemitischer Vorstellungen 
zu sehen. Die allmähliche politische Integrati-
on von Frauen in die deutsche Nation seit dem 
Ende des 19. Jahrhunderts vollzog sich paral-
lel zu einer zunehmenden Verbreitung antise-
mitischen und rassistischen Gedankengutes. 
Hier sind die enge Verknüpfung von Na~ons­
konstruktionen und dem Gedanken einer ho-
mogenen Volksgemeinschaft sowie von Anti-
semitismus und Antifeminismus erkennbar. 
Beide Bewegungen waren nicht nur program-
matisch-strukturell, sondern auch personell 
und organisatorisch eng miteinander ver-
knüpft, z.B. im Alldeutschen Verband.25 
Frauenengagement im Alldeutschen Ver-
band 
Welche Rolle spielten Frauen in der Organi-
sation selbst? Die »Leipziger Volkszeitung« 
stellte zwar 1915 fest: »Der Alldeutsche Ver-
band gehört zu den politischen Gruppen, die 
von einer politischen Betätigung der Frau-
en nichts wissen wollen. «26 Trotzdem gab es 
bereits zuvor weibliche Partizipationsmöglich-
~piten; selbst dieser Verband konnte sich ei-
nem allgemeinen gesellschaftlichen Trend 
nicht entziehen und war gehalten, den Faktor 
>Frau< in seine Politik zu integrieren. Schon 
recht früh nahmen Frauen eine selbstständige 
Position im Rahmen der Bismarck-Verehrung 
ein: 1903 schickten die »alldeutschen Frau-
en« einen eigenen Kranz zur Bismarck-Ge-
denkfeier am 1. April in Friedrichsruh, 1915 
sandten sogar die Hamburger alldeutschen 
Frauen einen separaten.27 Eine zentrale Funk-
tion für die zunehmende Selbstständigkeit der 
Frauen im Verband kam geographisch Berlin 
und Danzig zu: Bereits zur Jahreswende 1904/ 
05 schlossen sich Frauen von Mitgliedern der 
Berliner Ortsgruppe zu einem Wohltätigkeits-
ausschuss zusammen, der beispielsweise 
1910 Handarbeiten für die deutsche Schule in 
Kapstadt sammelte.28 1907 regten einige Frau-
en die Schaffung eines kolonialen Frauenaus-
schusses an, der nicht zustande kam, um nicht 
mit dem Kolonialen Frauenbund in Konkur-
renz zu treten. Dennoch forderte der Verband 
nunmehr die »öffentliche Betätigung der 
deutschen Frau im Dienste des nationalen 
Gedankens«. Eine »selbständige Tätigkeit 
der Frau in Kranken- und Gemeindepflege, 
in Vormundschaft, Wajsenfürsorge« sei die 
Weiterentwicklung der traditionellen weibli-
chen Aufgaben in der Caritas .29 Somit wur-
den von der Frauenbewegung erschlossene 
Wirkungsbereiche für Frauen inhaltlich im 
anti-emanzipatorischen und nationalistischen 
Sinne umdefiniert und sukzessive in die Ver-
bandsarbeit integriert. Offenbar bestand bei 
bürgerlichen Frauen ein Bedürfnis, dieses 
Angebot aufzugreifen : Bereits im folgenden 
Jahr 1908 hatte die Danziger Frauengruppe 
128 Mitglieder, vier Jahre später wurde ihr -
gegen den Protest der männlichen Ortsgrup-
pe - die körperschaftliche Mitgliedschaft im 
Alldeutschen Verband gestattet. 30 Im Mai 
1912 wurde zeitgleich mit der Konstituierung 
des antifeministischen Bundes in der Berli-
ner Ortsgruppe über das Frauenstimmrecht 
diskutiert. Mit Beginn des Ersten Weltkrie-
ges versammelten sich ebenfalls in der Reichs-
hauptstadt alldeutsche Frauen regelmäßig, um 
die aktuelle politische Lage zu erörtern. In die-
ser Zeit gab es auf den Anzeigenseiten der 
»Alldeutschen Blätter« Inserate für Berufsrat-
geber für Frauen und auch für eine »Chemie-
schule für Damen«, so dass auch hier das tra-
ditionelle Frauenbild unterwandert wurde.3 1 
Auf der formalen Seite verlief die Entwick-
lung langsamer: Bis 1902 durften Frauen nicht 
die alldeutschen Verbandstage besuchen. 
Acht Jahre später wurde eine Mitgliedschaft 
Von Frauen noch abgelehnt. 32 Dennoch - die 
Bedeutung der Frauenarbeit für den Verband 
Wurde anerkannt und die Einrichtung von 
Frauengruppen nahe gelegt, weil die meisten 
»Arbeitsgebiete nationaler Schutzarbeit [. .. ] 
am erfolgreichsten von den alldeutschen 
Frauen bearbeitet werden«.33 Doch erst 1915 
durften Frauen als Einzelmitglieder beitreten 
- für diese Entscheidung waren offensicht-
lich finanzielle Gründe ausschlaggebend. Am 
24. Oktober 1915 wurde Paragraph 5 der Sat-
zung durch folgenden Passus ergänzt: »Frau-
en und unselbständige Haushaltsangehörige 
Von Mitgliedern können die Mitgliedschaft 
im Verbande gegen einen jährlichen Beitrag 
Von einer Mark erwerben, ohne Anspruch 
auf Lieferung der >Alldeutschen Blätter< und 
des >Handbuches<.«34 Diese Formulierung war 
nicht ganz eindeutig, weil sie so verstanden 
werden konnte, dass nur Frauen von Mitglie-
dern aufgenommen werden könnten. In der 
Tat wurde diese Interpretation in der Neufas-
sung der Satzung vom November 1920 fest-
geschrieben, wo es hieß: »Die Frauen der 
Mitglieder[. .. ]«. 1925 wurde diese Gruppe 
ergänzt durch Studierende: »Hochschüler, 
sowie die Frauen und unselbständigen 
Haushaltsangehörigen der Mitglieder [ ... ]«. 
Damit blieb für Frauen die Mitgliedschaft an 
die ihres Mannes gebunden. Ledige oder ver-
witwete konnten demnach nur dann dem All-
deutschen Verband beitreten, wenn sie »un-
selbständige Haushaltsangehörige « eines 
Mitgliedes waren.35 Ob diese Regelung in der 
Praxis so streng gehandhabt worden ist, muss 
offen bleiben. 
1918 unterbreitete die dem Verband ange-
hörende Mitbegründerin des Vereins für Frau-
enstimmrecht, die Abgeordnete der National-
versammlung für die DNVP und Angehörige 
des Reichsfrauenausschusses, Dr. phil. Kä-
the Schirmacher (1858-1930), dem alldeut-
schen Gesamtvorstand Vorschläge, um eine 
Annäherung an die Frauenbewegung zu er-
möglichen. Ihr waren Mitwirkungsmöglich-
keiten von Frauen in der völkischen Bewe-
gung wichtig .36 Tatsächlich öffnete sich der 
Alldeutsche Verband in der Weimarer Repu-
blik weiblichem Engagement. Ein Aufruf zur 
Mitarbeit 1919 richtete sich an beide Ge-
schlechter, und Frauen wurden auf lokaler 
Ebene sogar in Ortsgruppenvorstände ge-
wählt.37 
Um 1925 veränderte sich das alldeutsche 
Frauenbild und damit auch die Position von 
»Die Gleichheit der 
Menschen kann nicht 
unser Ziel sein. Gerade 
auf der Ungleichheit der 
Menschen und Völker 
beruht die Schönheit 
des Lebens; nur auf 
nationaler Grundlage 
ist echte Kultur 
möglich.« 
Heinrich Wolf, 19 l l 
In den Unterlagen der 
Politischen Polizei 
(Homburg) findet sich 
ein Hinweis auf den 
Vortrag von Maria 
Karow im Alldeutschen 
Verband. 
»[ ... ]zumal niemand 
den Mut haben wird zu 
behaupten, daß gerade 
die Frauen für die 
vernünftige Ausübung 
[des Wahlrechts R.H.] 
besser vorbereitet seien 
als die Männer.« 
Heinrich Claß, 1912 
Frauen im Verband. Zu der bisherigen Be-
schränkung weiblicher Aufgaben auf die Be-
reiche Haushalt, Mutterschaft, Familie sowie 
Wohltätigkeit und Soziales trat die Funktion 
der Frau als Kampfgefährtin des Mannes. Sie 
verblieb damit zwar weiterhin ihm untergeord-
net, wurde aber auch in der Politik akzeptiert. 
Zeitgleich stiegen die Partizipationsmöglich-
keiten von Frauen in der Verbandsführung und 
in der selbstständigen Arbeit: Waren 1914 
erstmals einzelne Frauen als Gäste auf einer 
Tagung des Gesamtvorstandes anzutreffen, 
so traten sie ab 1925 relativ regelmäßig als 
Gäste - vereinzelt sogar mit eigenem Rede-
beitrag - auf den Sitzungen des Geschäfts-
führenden Ausschusses auf. 38 Darunter be-
fanden sich die Schriftstellerin Hertha Schem-
mel, die u.a. in den »Alldeutschen Blättern« 
und in der alldeutschen Zeitschrift »Deutsch-
lands Erneuerung« schrieb39 , und die Mitar-
beiterin des Alldeutschen Verbandes in Ru-
dolstadt, Franziska von Porembsky, die Vor-
sitzende des Landesfrauenausschusses Thü-
ringen und Mitglied im Reichsfrauenaus-
schuss der DNVP war40 und in Veröffentli-
chungen eugenische Anschauungen verbrei-
tete.41 In eine führende Position gelangte auch 
die Diplom-Volkswirtin Dr. Irmgard Wrede, die 
von Dezember 1926 bis Juni 1933 als Ge-
schäftsführerin des Verbandes für Ober- und 
Niederschlesien wirkte. Sie war Vorsitzende 
des Landesfrauenausschusses der DNVP und 
Mitglied im Reichsfrauenausschuss; ihr Ge-
halt wurde von Alldeutschem Verband und 
DNVP zu gleichen Teilen bestritten. 1929 soll-
te sie die alldeutschen Ortsgruppen in Schle-
sien neu organisieren, was zu Konflikten führ-
te. In der Ortsgruppe Breslau war sie bei den 
Männern wegen ihrer Eigeninitiative umstrit-
ten, allerdings lehnte die Berliner Zentrale ihre 
Abberufung 1930 aufgrund ihrer Leistungen 
ab. Auch über politisch aktive Frauen bestand 
eine enge Verbindung zwischen den All-
deutschen und der DNVP, die sich gerade im 
»Völkischen Reichsausschuss« der DNVP 
manifestierte, dem von Porembsky, Schirma-
cher und Wrede angehörten.42 Ihr Engagement 
zeigt, wie wichtig Frauen für den Verband ge-
worden waren und dass der Verband ab Mitte 
der zwanziger Jahre unverheirateten Frauen 
eine eigenständige Rolle als Autorinnen, Red-
nerinnen und Organisatorinnen bot. 
Bemerkenswert ist, dass die vorsichtige 
Öffnung des Alldeutschen Verbandes für 
Frauen und ihr verstärktes Engagement für 
die alldeutschen Ziele parallel zu seiner in-
haltlichen Radikalisierung stattfanden. Anti-
semitismus und Rassismus wurden nicht 
durch Frauen in diese Organisation gebracht, 
hielten sie aber auch nicht von ihrer Mitar-
beit ab, im Gegenteil. Bei der begrifflichen 
Bestimmung >des Juden< fällt auf, dass von 
Anfang an keine Charakterisierung als >weib-
lich< erfolgte oder Juden >weibliche Eigen-
schaften< zugeschrieben wurden. Juden gal-
ten als eine minderwertige, nur auf das Ma-
terielle ausgerichtete habgierige und charak-
terlose Rasse, die eine skrupulöse internatio-
nale Verschwörergemeinschaft bilden würden, 
um die Weltherrschaft zu erlangen.43 Die all-
deutsche antisemitische Argumentation war 
grundsätzlich anders aufgebaut als die anti-
feministische. Möglicherweise trug dies dazu 
bei, dass Frauen sich vom alldeutschen An-
tisemitismus nicht grundsätzlich abgestoßen 
fühlten. Umgekehrt wurde der Frauenbewe-
gung unterstellt, von Jüdinnen geleitet und 
der sozialdemokratischen Presse unterstützt 
zu werden. Eine >politische< Frauenfrage mit 
der Forderung nach Gleichberechtigung 
wehrten die Alldeutschen ab. Die Diffamie-
rung der Frauenbewegung als >jüdisch< und 
>links< sowie die Unterstellung, sie sei für 
. den Geburtenrückgang verantwortlich, er-
leichterte es national bzw. völkisch einge-
stellten Frauen, sich dem Verband auch ak-
tiv anzuschließen. 
Am Beispiel des Alldeutschen Verban-
des wird deutlich, dass Antisemitismus und 
Antifeminismus sowie Antisozialismus nicht 
nur programmatisch-strukturell, sondern 
auch personell und organisatorisch eng mit-
einander verknüpft waren. Einige Frauen 
schreckten selbst antifeministische Positio-
nen nicht ab und ließen sie in einer solchen 
Organisation aktiv werden. Das, was heute 
als Widerspruch erscheint, war für sie mit-
einander vereinbar. 
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